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Zusammenfassung  

Ein flexibler Übergang in den Ruhestand ist möglich und häufig vorteilhaft für die Betrof-

fenen sowie andere, insbesondere wenn deswegen länger gearbeitet wird. Deshalb sollten die 

Optionen dazu weiter verbessert werden, auch für (potentielle) Arbeitgeber einschließlich des 

öffentlichen Dienstes. 

JEL Codes: H55, J26, J65, K31, M55, P16 
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Flexible Transition into Retirement  

Abstract 

A flexible transition into retirement is possible and often advantageous for those affected as 

well as others, especially if it means working longer. Therefore, the options for this should be 

further improved, also for (potential) employers, including the public sector. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Internet unter:  
 
http://www.wiwi.uni-muenster.de/io/forschen/downloads/DP-IO_11_2025 
 
DOI: 10.17879/41968694302 

 
 
 

Universität Münster 
Institut für Organisationsökonomik 

Scharnhorststraße 100 
D-48151 Münster 

 
Tel: +49-251/83-24303 (Sekretariat) 

E-Mail: io@uni-muenster.de 
Internet: www.wiwi.uni-muenster.de/io 

 



1 

Flexibler Übergang in den Ruhestand 

1. Einleitung 

Beim deutschen Rentensystem gibt es große, bislang vor allem akademische Debatten, wie es 

am besten auf den demographischen Wandel mit weiter steigender Lebenserwartung und ab-

nehmender Zahl an Kindern und damit (künftigen) Beitragszahlern reagieren sollte und ob 

sich das Umlageverfahren durch Kapitalbildung ergänzen lässt, ohne die Beitragszahler völlig 

zu überlasten.1 Die Politik zerstreitet sich derweil über eher kleine, jedoch symbolisch aufge-

ladene Fragen wie das Fortsetzen nach 2031 von einer bis dahin geplanten Haltelinie von 48 

Prozent des durchschnittlichen Bruttolohns, wenn ein Rentner zuvor 45 Jahre entsprechende 

Beiträge gezahlt hat.2 Das ist jeweils mit Umverteilungswirkungen zwischen den Genera-

tionen verbunden, was auch für das Heraufsetzen der gesetzlichen Regelaltersgrenze gilt. 

Diese wurde bereits auf 67 Jahre (ab Jahrgang 1964) angehoben,3 was zu Rentenabschlägen 

bei einem früheren Rentenbeginn führt, von denen es allerdings auch wieder Ausnahmen gibt 

wie eine abschlagsfreie Rente ab 63 Jahren nach 45 Beitragsjahren.4  

Hier soll es um etwas anderes gehen, nämlich die Flexibilität beim Renteneintritt und deren 

Verbesserung, wovon entweder alle Beteiligten profitieren können oder ein Teil ohne Nach-

teil für die anderen. Damit handelt es sich um Pareto-Verbesserungen im engeren Sinne, also 

nicht nach dem Kompensationskriterium, wonach es reichen würde, wenn größere Vorteile 

bei einigen kleinere Nachteile bei anderen überwiegen, selbst wenn diese Nachteile nicht 

kompensiert werden.5 Einer echten Pareto-Verbesserung, bei der es zumindest einigen besser 

geht und niemandem schlechter, sollten hingegen alle zustimmen können, zumindest wenn sie 

keinen Neid empfinden und Gleichheit nicht höher gewichten als Wohlstandsgewinne. 

Im zweiten Kapitel wird gezeigt, wie ein flexibles Renteneintrittsalter älteren Beschäftigten 

und angehenden Rentnern nützen kann, ohne die Rentenkasse zu belasten. Insbesondere die 

Möglichkeit des späteren Rentenbeginns mit Zuschlägen zur Rente besteht schon, wird jedoch 

bislang kaum genutzt. Im dritten Kapitel werden deshalb die Arbeitgeber einbezogen, die 

häufig durchaus an einer längeren Beschäftigung interessiert sind, aber gegebenenfalls mit 

 
1 Siehe z. B. Dehlinger/Baader (2022) und Nullmeier (2025). 
2 Siehe Bundesregierung (2025) und z. B. Tagesschau (2025) sowie Marschall/Strauß (2025). 
3 Siehe Deutsche Rentenversicherung (2025a). 
4 Siehe Deutsche Rentenversicherung (2025b). 
5 Siehe Hicks (1939) und Kaldor (1939), weshalb es auch Kaldor-Hicks-Kriterium genannt wird. 
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geänderten Konditionen und vor allem der Möglichkeit der Befristung bzw. einem verein-

barten späteren Renteneintritt. Das vierte Kapitel befasst sich mit Steuer- und Beitragspflich-

ten von älteren Beschäftigten und Rentnern, wo es ebenfalls noch Verbesserungsmöglichkei-

ten gibt. Im fünften Kapitel werden die Überlegungen auf Beamte und Pensionäre übertragen. 

Das sechste Kapitel schließt mit einem kurzen Fazit und Ausblick.   

2. Flexibles Renteneintrittsalter 

Ein flexibles Renteneintrittsalter bedeutet, dass nicht gesetzlich festgelegt ist, wann jemand in 

den Ruhestand eintreten muss, sondern dies flexibel entschieden werden kann, in der Regel 

von der betroffenen Person selbst, gegebenenfalls mit Zustimmung des Arbeitgebers (siehe 3. 

Kapitel). Unabhängig davon ist eine frühere Verrentung aus gesundheitlichen Gründen mit 

einer Erwerbsminderungsrente möglich, was hier nicht näher betrachtet wird. Ein Sonderfall 

ist ein früherer Rentenbeginn wegen (drohender) Arbeitslosigkeit. Hier könnte die Arbeits-

losenversicherung zeitweise einspringen, danach empfiehlt sich eine Gleichbehandlung hin-

sichtlich der Rente wie bei rein freiwilliger Frühverrentung. 

Nach der aktuellen Rechtslage6 steigt die gesetzliche Regelaltersgrenze je nach Jahrgang suk-

zessive von 65 Jahren (bis Jahrgang 1946) auf 67 Jahre (ab Jahrgang 1964) an. Nach 35 Ver-

sicherungsjahren ist eine freiwillige Frühverrentung ab einem Alter von 63 Jahren möglich, 

was allerdings mit einem dauerhaften Abschlag von 3 Promille von der Rente pro Monat der 

früheren Verrentung verbunden ist, also maximal einem Abschlag von 14,4 Prozent. Außer-

dem ist die Rente dann geringer durch weniger Rentenpunkte wegen weniger Beitragszahlun-

gen. Kein Abschlag wird fällig, wenn man (bis zu) zwei Jahre früher in Rente gehen will nach 

bereits 45 Versicherungsjahre, also so lange selbst Rentenbeiträge eingezahlt hat, gegebenen-

falls auch freiwillig, oder diese Jahre anerkannt bekommt z. B. wegen Kindererziehung, Pfle-

ge von Angehörigen oder Ausbildung. Diese abschlagsfreie Frühverrentung sollte wieder ab-

geschafft werden, weil die höhere Anzahl an Versicherungsjahren bereits in die Rentenhöhe 

einfließt und somit ein Fehlanreiz für eine frühere Verrentung (mit entsprechend längerer 

Rente und kürzeren Beitragszahlungen ohne Abschlag) gesetzt wird zu Lasten der anderen 

Rentner und Beitragszahler.  

Dagegen belastet der folgende Vorschlag andere Rentner und Beitragszahler grundsätzlich 

nicht: Eine noch frühere Verrentung sollte erlaubt werden mit einem entsprechend größeren 

 
6 Siehe Deutsche Rentenversicherung (2025b). 
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Abschlag. Dabei muss der Abschlag nicht linear steigen, sondern er sollte so berechnet wer-

den, dass (kürzere) Rentenbeitragszahlungen und (längere) Rentenauszahlungen stets im glei-

chen Verhältnis bleiben. Zur Berechnung könnte entweder die durchschnittliche Lebenserwar-

tung aller Rentner (eines Jahrgangs) herangezogen werden oder diese an das Risikoprofil 

deren angepasst werden, die eine Frühverrentung beantragen. Wer individuell kürzer lebt, 

profitiert dann zumindest von der früheren Rente (auch wenn diese eigentlich zu niedrig ist 

angesichts der individuellen Lebensdauer, was aber auch ohne Frühverrentung der Fall wäre), 

während Langlebige bei Frühverrentung auch länger die Abschläge hinnehmen müssen (also 

nur allgemein von ihrer Langlebigkeit profitieren, nicht von der Frühverrentung).  

Bei entsprechend fairen Abschlägen werden die Rentenkasse und damit die anderen Rentner 

und Beitragszahler durch eine Frühverrentung nicht stärker belastet, während jeder die Option 

einer (früheren) Frühverrentung gewinnt. Wer keine Frühverrentung mit Abschlägen möchte, 

muss sie nicht wählen, während andere sie präferieren und damit gegenüber der aktuellen 

Rechtslage gewinnen. Wenn es jedoch überhaupt kein Mindestalter für die Frühverrentung 

mehr geben sollte, liefe das faktisch auf eine Abschaffung der gesetzlichen Rentenversiche-

rungspflicht hinaus. Seit 2023 gibt es keine Hinzuverdienstgrenzen mehr bei vorgezogener 

Altersrente nach einer Frühverrentung,7 doch ganz ohne Rente könnte sie ohnehin nicht ge-

kürzt werden. Wer nichts einzahlt, erhält auch keine Rente ausgezahlt, was einerseits fair ist, 

andererseits den Mangel an jungen Beitragszahlern noch deutlich erhöhen dürfte. Eine sinn-

volle Begrenzung für die Frühverrentung dürfte sein, dass die durch Abschläge geminderte 

Rente, gegebenenfalls zusammen mit anderen (sicheren) Alterseinkünften, über dem Bür-

gergeld bzw. der sozialen Grundsicherung aus Steuermitteln liegen sollte. Ansonsten besteht 

ein Fehlanreiz zu Lasten der Steuerzahler. Allerdings führt das dazu, dass Menschen mit 

niedrigen Löhnen vielleicht gar nicht mehr die Frühverrentung wählen können oder erst sehr 

kurz vor der Regelaltersgrenze, welche ansonsten an Bedeutung verliert. 

Wichtiger, wenngleich bislang kaum genutzt, als die Option einer früheren Frühverrentung ist 

die Möglichkeit, mit Rentenzuschlägen später in Rente zu gehen, was gesamtwirtschaftlich zu 

mehr statt weniger Arbeit führt. Aktuell besteht diese Möglichkeit bereits mit einem Zuschlag 

von 5 Promille auf die Rente für jeden Monat, den jemand nach der Regelaltersgrenze den 

Rentenbeginn verschiebt.8 Während Rentenabschläge bei der Frühverrentung dazu dienen, die 

längere Dauer des Rentenbezuges zu kompensieren, soll der Rentenzuschlag die kürzere Ren-

 
7 Siehe Deutsche Rentenversicherung (2025c). 
8 Siehe Deutsche Rentenversicherung (2025d). 
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tenbezugsdauer bei einem späteren Beginn der Rente ausgleichen. Alternativ ist es möglich, 

sich doch schon die Rente ohne Zuschläge auszahlen zu lassen und trotzdem weiterzuar-

beiten. Dies steigert jedoch die progressive Einkommensteuer überproportional, weshalb ein 

späterer Rentenbeginn steuerlich vorteilhafter ist bei höheren Arbeitseinkommen für eine 

absehbare Zeit. Alternativ kann auch eine Teilrente (zwischen 10 Prozent und 99,99 Prozent) 

beantragt werden, was besonders interessant ist, wenn jemand in Teilzeit oder mit einem 

geringeren Lohn weiterarbeitet. Der Rentenzuschlag wird auf den noch nicht ausgezahlten 

Anteil der Rente gewährt, während das Arbeitseinkommen nicht auf die Rente angerechnet 

wird (außer partiell bei Hinterbliebenenrente, einem Grundrentenzuschlag oder der hier nicht 

näher betrachteten Erwerbsminderungsrente). Allerdings muss der Arbeitgeber weiterhin den 

Arbeitgeberanteil zur Rentenversicherung zahlen, ohne dass sich dadurch die Rente erhöhen 

würde, außer wenn der Arbeitnehmer freiwillig auch weiter den Arbeitnehmeranteil zur Ren-

tenversicherung zahlt (siehe 4. Kapitel).  

Gesamtgesellschaftlich ist eine längere Lebensarbeitszeit vorteilhaft durch die zusätzliche 

Wertschöpfung und auch wegen zusätzlicher Steuereinnahmen, weshalb eine Beschränkung 

der Frühverrentung sinnvoller ist als Hindernisse beim längeren Arbeiten, die vor allem auf 

Arbeitgeberseite bestehen (siehe 3. Kapitel). Durch den demographischen Wandel ist es auch 

gar nicht mehr relevant, dass alte Beschäftigte jüngeren die Arbeitsplätze wegnehmen wür-

den. Insgesamt mangelt es eher an Arbeitskräften, insbesondere an qualifizierten und berufs-

erfahrenen, die ihrerseits andere einarbeiten und produktiver machen können.  

3. Optionen beim Beschäftigungsende 

Eine Frühverrentung mit Abschlägen oder ein späterer Rentenbeginn mit Zuschlägen ist bei 

richtiger Berechnung der Ab- und Zuschläge für das Rentensystem und damit für die anderen 

Rentner und Beschäftigten ohne Auswirkungen. Die Wertschöpfung und Steuereinnahmen 

sinken etwas bei Frühverrentungen, falls diese nicht aus der Arbeitslosigkeit heraus erfolgen, 

was für ein Mindestalter bei der Frühverrentung sprechen könnte, alternativ für eine Mindest-

dauer an Beitragsjahren oder eine Mindesthöhe der Rente mit Abschlägen, z. B. in Höhe der 

Grundsicherung (siehe 2. Kapitel). Umgekehrt hat eine spätere Verrentung grundsätzlich 

Vorteile für den Staat und die Wirtschaft, aber das muss nicht für die einzelnen Unternehmen 

bzw. den konkreten Arbeitgeber gelten. Typischerweise erfolgt eine Senioritätsentlohnung, 

bei der die Löhne mit zunehmendem Alter und längerer Betriebszugehörigkeit steigen oder 

zumindest nicht sinken, während die Arbeitsproduktivität irgendwann zu sinken beginnt. 
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Daraus folgt, dass es für Unternehmen nicht optimal ist, unbefristete Beschäftigungsverhält-

nisse tatsächlich völlig unbefristet und unverändert fortsetzen zu müssen.9 Sie profitieren von 

einem arbeitsvertraglich oder tarifvertraglich festgelegten Endes des Arbeitsvertrages bei Er-

reichen des Regelaltersgrenze (ansonsten endet ein unbefristetes Arbeitsverhältnis nicht von 

selbst) und häufig sogar von einem noch früheren Abgang, wofür sie dann bereit wären, eine 

Abfindung zu zahlen, damit der Beschäftigte freiwillig vorher geht.10  

Wenn gesetzlich verboten würde, dass ein unbefristetes Arbeitsverhältnis beim Erreichen der 

Regelaltersgrenze durch eine Regelung im individuellen Arbeitsvertrag oder kollektiven 

Tarifvertrag endet, dürfte der Beschäftigte einseitig das Beschäftigungsverhältnis beliebig 

lange fortsetzen, was zum Nachteil des Arbeitgebers wäre und damit nicht Pareto-optimal, 

zumindest nicht im engeren Sinne, während nach dem Kompensationskriterium ineffizient 

lange Beschäftigung trotzdem durch eine Abfindung verhindert werden könnte. Umgekehrt 

dürfte es sinnvoll sein, für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses beim Erreichen der 

Regelaltersgrenze den Vorrang des Tarifvertrages vor dem Arbeitsvertrag aufzuheben. 

Aktuell entspricht die Weiterbeschäftigung im Einvernehmen von Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer einer mitbestimmungspflichtigen Neueinstellung, wenn der Tarifvertrag ein Ende des 

Beschäftigungsverhältnisses bei Erreichen der Regelaltersgrenze vorsieht. Außerdem sollte es 

erlaubt werden, einen anderen, insbesondere späteren Endzeitpunkt für Arbeitsverträge zu 

vereinbaren, sowohl individuell als auch, möglichst nachrangig, tarifvertraglich oder durch 

Betriebsvereinbarung. Noch wichtiger ist es, bei Fortsetzung von Arbeitsverhältnissen deren 

Befristung zu erlauben und ebenso bei neuen Arbeitsverhältnissen mit Beschäftigten im regu-

lären Rentenalter, unabhängig davon, ob diese schon vorher im gleichen Betrieb beschäftigt 

waren oder von außen kommen. 

Die Beschäftigten behalten stets das Recht zu einer früheren Kündigung, während die Arbeit-

geber sich selbst binden können sollten, wenn sie eine längere, über die Regelaltersgrenze 

hinausreichende, aber nicht völlig unbefristete Beschäftigung anbieten wollen, z. B. um gute 

Arbeitnehmer zu gewinnen und zu halten. Dagegen könnte das Recht, einen deutlich früheren 

Zeitpunkt als das gesetzliche Rentenalter als reguläres Beschäftigungsende zu vereinbaren, 

den Schutzzweck unbefristeter Arbeitsverträge unterlaufen. Es gibt gute Argumente für ein 

allgemein flexibleres Arbeitsrecht und weniger strengen Kündigungsschutz, doch diese haben 

mit dem Rentensystem nichts zu tun und andere Arten der Kündigung bleiben von der 

 
9 Vgl. Lazear (1979). 
10 Siehe Lazear (1998), S. 175-188 und S. 193, und ergänzend Dilger (2002). 
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Ausgestaltung des Auslaufens unbefristeter Arbeitsverträge bei oder nach der Regelalters-

grenze unberührt. Vielleicht ist hier auch eine Differenzierung sinnvoll, dass langjährigen 

Beschäftigten bzw. bei Beginn eines unbefristeten Beschäftigungsverhältnisses noch jungen 

oder mittelalten Arbeitnehmern mindestens die Regelaltersgrenze zuzusagen ist, während 

älteren und alten Bewerbern auch ein früheres Auslaufen des Arbeitsvertrages angeboten wer-

den darf, um ihre Beschäftigungschancen zu erhöhen. Wenn sie sich dann bewährt haben und 

hinreichend produktiv sind, wird sie der Arbeitgeber ohnehin weiterbeschäftigen wollen, und 

sei es zu einem dann reduzierten Lohn und nicht völlig unbefristet. 

4. Steuer- und Beitragspflichten im Alter 

Inzwischen sind Rentenbeiträge, Arbeitnehmer- wie Arbeitgeberanteil, steuerbefreit, während 

die Rente größtenteils (83,5 Prozent bei Renteneintritt 2025, weiter steigend durch die jahr-

zehntelange Umstellung auf die nachgelagerte Besteuerung seit 2005) versteuert werden 

muss, sofern das Gesamteinkommen über dem steuerlichen Grundfreibetrag liegt (12.096 

Euro für Alleinstehende in 2025).11 Arbeitseinkünfte werden entsprechend besteuert, wobei 

durch den progressiven Einkommensteuertarif höhere Einkünfte überproportional stärker be-

lastet werden, was für eine Glättung des Einkommens über die Zeit spricht, z. B. durch einen 

gleitenden Übergang in die Rente mit Teilzeitarbeit und Teilrente. Außerdem gibt es bei zu-

sätzlichen Einkünften einen recht kleinen sowie sinkenden Altersentlastungs(frei)betrag 

(maximal 627 Euro für jemanden, der 65 Jahre wurde in 2025).12  

Rentner müssen Krankenkassen- und Pflegeversicherungsbeiträge zahlen, sowohl auf ihre 

Rente als auch auf Arbeitseinkommen. Dafür sind sie ab Erreichen der Regelaltersgrenze von 

Beiträgen zur Renten- und Arbeitslosenversicherung befreit, Frührentner hingegen nicht hin-

sichtlich ihres Arbeitseinkommens. Außerdem muss der Arbeitgeber den Arbeitgeberanteil 

zur Renten- und Arbeitslosenversicherung von bei ihm beschäftigten Rentnern zahlen, die ab 

Erreichen der Regelaltersgrenze nichts davon haben, außer wenn sie freiwillig auch den 

Arbeitnehmeranteil an die Rentenversicherung abführen, um ihre Rente zu erhöhen, allerdings 

nicht um im 2. Kapitel diskutierte Zuschläge, da sie bereits Rente beziehen, sondern einfach 

durch weitere Rentenpunkte. 

 
11 Siehe Deutsche Rentenversicherung (2025e). 
12 Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen (2025). 
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Unabhängig von den anderen Vorschlägen hier sollten die einseitigen Arbeitgeberanteile zur 

Renten- und Arbeitslosenversicherung für normale Rentner oberhalb der Regelaltersgrenze 

abgeschafft werden. Sie entsprechen nicht der Logik einer Sozialversicherung, da ihnen kei-

nerlei Gegenleistung gegenübersteht.13 Damit wirken sie wie eine zusätzliche Steuer auf 

Arbeiten im Alter, während dieses doch eher angereizt werden sollte oder der Staat sich 

zumindest neutral verhalten müsste. Ohne diese Beiträge wird die Beschäftigung von 

Rentnern für Arbeitgeber attraktiver. Hilfsweise könnte der Arbeitgeberanteil zur Renten-

versicherung zu mehr Rentenpunkten und damit einer etwas höheren Rente führen, auch wenn 

der Rentner keinen Arbeitnehmeranteil zahlt. Bei Frührentnern sollte ebenfalls überlegt 

werden, ob diese nicht ein Optionsrecht erhalten sollten, um die Arbeitslosenversicherung zu 

verlassen, so dass weder sie noch ihre Arbeitgeber Beiträge dafür zahlen müssen. Im Gegen-

zug würden sie natürlich auch kein Arbeitslosengeld bekommen, falls sie ihre weitere 

Beschäftigung verlieren und nur noch Frührente beziehen. 

Bei einem früheren Rentenbeginn sollte die Rentenbeitragspflicht abgeschafft werden wie bei 

einem späteren Rentenbeginn nach Erreichen der Regelaltersgrenze und jeweils ein Wahlrecht 

bestehen, ob man noch freiwillig Rentenbeiträge zur Erhöhung der Rente zahlen möchte oder 

nicht. Die Arbeitslosenversicherung ist in beiden Fällen nicht sinnvoll, da bei Verlust des 

Arbeitsplatzes nicht Arbeitslosigkeit mit Arbeitslosengeld droht, sondern der Rentenbezug 

ohne oder mit geringerem Zuverdienst. 

Mitte Oktober hat die Bundesregierung eine „Aktivrente“ beschlossen,14 die 2026 eingeführt 

werden soll, wenn Bundestag und Bundesrat den entsprechenden Gesetzesentwurf beschlie-

ßen. Damit soll ab dem Erreichen der Regelaltersgrenze ein Hinzuverdienst von bis zu 2.000 

Euro im Monat steuerfrei bleiben. Die Sozialversicherungspflicht bleibt jedoch bestehen (mit 

Freiwilligkeit des Arbeitnehmeranteils der Rentenversicherung und ohne Arbeitnehmeranteil 

zur Arbeitslosenversicherung), sozialversicherungsfreie Minijobs sind ebenso wie Selbständi-

ge und Beamte explizit ausgenommen. Steuersystematisch ist diese Ausgestaltung der Aktiv-

rente nicht sinnvoll und verstößt gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip und den Gleichbehand-

lungsgrundsatz bei der Besteuerung, weshalb Klagen vor dem Bundesverfassungsgericht aus-

sichtsreich sein dürften. Besser wäre die vorgeschlagene Aufhebung der Sozialversicherungs-

pflicht für Rentner, insbesondere für Arbeitgeberanteile ohne jede Gegenleistung.  

 
13 Dasselbe gilt für Überlegungen, Rentenbeiträge für andere Einkunftsarten wie Kapitaleinkünfte einzuführen. 
14 Siehe Bundesministerium der Finanzen (2025) mit Link zum Regierungsentwurf des geplanten Gesetzes. 
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5. Pensionsregelungen 

Für Beamte gibt es keine Sozialversicherungspflicht, sondern sie werden direkt vom Staat 

alimentiert. Der größte Mangel dabei sind wohl die fehlenden Rückstellungen für künftige 

Pensionen. Ein Einbezug in die gesetzliche Rentenversicherung würde daran jedoch nichts 

ändern. Dort gäbe es dann bei Einbezug der Beamten zwar mehr Rentenbeiträge, aber auch 

mehr Ansprüche auf Rentenzahlungen, insbesondere in der Zukunft, in der sich die Probleme 

durch den demographischen Wandel ohnehin verschärfen. Außerdem müsste eine Zusatzver-

sorgung aus Steuermitteln erfolgen, um den grundgesetzlich geschützten hergebrachten 

Grundsätzen des Berufsbeamtentums zu genügen, während bereits berufene Beamte ohnehin 

Bestandsschutz genießen würden, weshalb eine solche Umstellung effektiv mehr kosten als 

bringen dürfte. Dagegen ist es überlegenswert, weniger Verbeamtungen vorzunehmen.  

Angestellte im öffentlichen Dienst sind sozialversicherungspflichtig und erhalten eine Zusatz-

versorgung entsprechend einer Betriebsrente. Für sie würden also die vorgeschlagenen Ände-

rungen bei Renteneintritt gelten, wobei der Staat als Arbeitgeber noch zusätzlich entscheiden 

kann, ob er eine Weiterbeschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus wünscht. Angesichts 

des demographischen Wandels und einer zunehmenden Knappheit an Arbeitskräften ist eine 

längere Beschäftigung im öffentlichen Interesse, wobei es im Einzelfall vom konkreten 

Arbeitsplatz und der beschäftigten Person abhängt. Das spricht für dezentrale Entscheidungen 

der einzelnen öffentlichen Betriebe mit Einbezug des jeweiligen Vorgesetzten. Der Beschäf-

tigte selbst muss ohnehin in eine Weiterbeschäftigung einwilligen und auch eine frühere Ver-

rentung kann ihm schlecht verweigert werden. 

Bei Beamten hat der Staat rechtlich mehr Möglichkeiten, doch faktisch können sie ebenfalls 

nicht zum (produktiven) Weiterarbeiten gegen ihren Willen gezwungen werden. Bei Frühpen-

sionierungen sind Abschläge üblich und auch gerechtfertigt. Interessanter ist die Frage einer 

späteren Pensionierung nach der Regelaltersgrenze, die gleich ist wie bei der gesetzlichen 

Rentenversicherung (67 Jahre ab Jahrgang 1964). Auf Antrag ist das ausnahmsweise möglich, 

wobei diese Möglichkeit ausgeweitet werden sollte. Der Dienstherr muss jeweils zustimmen, 

da es auch auf den weiterhin bestehenden Bedarf für die konkrete Beamtenstelle und die indi-

viduelle Leistungsfähigkeit des Beamten ankommt. Wenn diese gegeben sind, sollte jedoch 

eine Weiterbeschäftigung befürwortet werden, da dann ein neuer Beamter erst später einge-

stellt werden muss und die Pensionszahlungen noch nicht fällig werden.  
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Damit stellt sich die Frage, ob dann auch wie beim Vorschlag für die Rente Zuschläge auf die 

Beamtenbesoldung bezahlt werden sollten. Nach dem Alimentationsprinzip ist das eigentlich 

nicht erforderlich, da die normalen Bezüge amtsangemessen waren und bleiben (oder sonst 

erfolgreich dagegen geklagt werden kann). Auch die Pensionen werden nach dem Alimenta-

tionsprinzip bezahlt und nicht nach dem Äquivalenzprinzip der Rentenversicherung für Ren-

tenbeiträge und -zahlungen, zumal es gar keine Pensionsbeiträge gegeben hat. Ökonomisch 

und finanziell hat der Staat jedoch einen Vorteil aus der längeren Beschäftigung von noch 

leistungsfähigen Beamten, weshalb er das Angebot ihrer Weiterbeschäftigung mit einer Prä-

mie attraktiver gestalten kann. Diese sollte individuell bestimmt werden je nach Leistung des 

Beamten und Bedeutung der Stelle und Weiterbeschäftigung. Dies könnte außerdem ein 

Leistungsanreiz für ältere Beamte kurz vor der Pensionsgrenze sein, dass sie sich für das An-

gebot einer (höheren) Prämie mehr anstrengen. Außerdem sollte die Weiterbeschäftigung 

nicht unbefristet erfolgen, sondern z. B. mit jährlicher Verlängerungsoption und neuer Aus-

lobung einer Prämie, was ein Leistungsanreiz für die länger arbeitenden Beamten wäre. Von 

wem und wie das Weiterbeschäftigungsangebot und die Prämie genau ausgelobt werden 

sollten, sind allerdings schwierige Fragen, die separat erörtert werden müssten, gerade wenn 

die Pensionszahlungen pauschal vom Bund oder Land getragen werden und nicht von dem 

öffentlichen Betrieb, dem der Beamte angehört und wo dessen Besoldung budgetwirksam 

wird. Unabhängig davon sollte die bereits bestehende Möglichkeit, Pensionäre in anderer 

Form, also nicht als Beamte, weiterzubeschäftigen oder auch anderswo anzustellen, genutzt 

werden.  

6. Fazit und Ausblick  

Das gesetzliche Rentensystem in Deutschland steht insbesondere durch den demographischen 

Wandel vor großen Herausforderungen, die sich nur durch grundlegende Reformen wirklich 

bewältigen lassen, die jedoch mit Umverteilung insbesondere zwischen den Generationen ver-

bunden und politisch schwierig sind. Kleinere Verbesserungen sind unabhängig davon mög-

lich und sollten genutzt werden, sowohl individuell als auch gesellschaftlich. Hier wurde der 

flexible Übergang in den Ruhestand betrachtet, der jetzt schon möglich ist, doch durch relativ 

kleine Änderungen weiter verbessert werden könnte.  

Mehr Optionen sind für sich genommen effizient, wenn diese nicht zu Lasten anderer gehen. 

Von einer längeren Lebensarbeitszeit profitieren auch andere, weshalb die Flexibilität insbe-

sondere in diese Richtung weiter erhöht und noch attraktiver ausgestaltet werden sollte, was 
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auch für (potentielle) Arbeitgeber und hinsichtlich Sozialbeiträgen sowie Beamten gilt. Gera-

de der Staat kann dabei eine Vorbildfunktion übernehmen und ist auch für sich genommen (in 

seiner Gesamtheit) der größte Arbeitgeber, der unmittelbar von längerer Beschäftigung und 

mittelbar durch höhere Steuern, Sozialbeiträge, Wertschöpfung und Wohlfahrt profitiert. Ent-

sprechend lohnt auch eine weitere Untersuchung von Flexibilitätsoptionen beim Übergang in 

den Ruhestand und die Verbesserung ihrer Ausgestaltung. 
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